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Mütheilttngen aus den Verhandlungen der Stände des Großherzogthums *
Baden im Jahr 1831 .

N °' 83 . Karlsruhe 15 . Juli .

Forts , der zwei und vierzigsten öffentl . Sitzung
der zweiten Kammer .

( Forti - der Diskusston über die Gemeindeordnung .)
Bei § . 86 , womit der Abschnitt über die Vertheilung des

Allmend - und Gemeindegulö beginnt , trägt v . Rotteck seine

Bedenklichkeiten gegen die Vertheilung zu Eigenthum vor .
Er findet sie im Widerspruch mit §. 53 , der das Gemein -

tegnt als Eigenthum aller gegenwärtigen - und zukünftigen

Bürger erklärt , und vergleicht das Gemeindevermögen mit

einer ewigen Stiftung für gewisse Zwecke, deren Stiftnngs -

bricf zwar nicht urkundlich vorläge , der aber von der Ver¬

nunft dikkirt werde , und bestreitet das Recht des Gesammt -

willens der gegenwärtigen Burger , sich von diesen Zwecken

zu entfernen . Er erkennt .lediglich die Theilung in den Ge¬

nuß entsprechend , weil sie , zugleich wohlthätig , gleichförmig
von den zukünftigen Generationen erreicht werden könne ,
die Vertheilung zu Eigenthiim aber nennt er eine Bereiche¬
rung der gegenwärtig Gebenden auf Kosten ihrer ach¬
te mmen , die ihnen als Verwalter eines einer idealen Per¬
sönlichkeit zustehenden Vermögens nicht zukomme , und die
um so verwerflicher sey, als sie von dem Willen derjenigen
bewirkt werde , welche sich selbst dadurch bereicherten . Da¬

gegen hält er den Verkauf eines Stücks Gemeindeeigen -

thnm , wodurch daS Erundstockvcrmögen der Gesammtheit
nicht alterirt werde , nicht für gleichbedeutend mit einer

Vertheilung zu Eigenthum , und behält sich
'

diese Bestim¬
mung an passender Stelle vorzuschlagen bevor , indem er
hier auf den Strich der Worte „ oder zu Eigenthum " an -
trägt . —

Rcttig v . K . spricht in gleichem Sinne gegen die Ver -

theilnng zu Eigenthum , und hält cS insbesondere in Bezie¬
hung auf Allmendgüter für einen Eingriff der gcgcirwärtigcn
Generation in das Recht der zukünftigen .

|
Mittermaier vertheidigt dagegen die Bestimmungen der

! Kommission ; er erkennt , daß eine Vertheilung zu Eigenthum
! nicht leicht gemacht werden soll , er findet aber hinreichen -

! den Schutz dafür in den Vorschlägen der Kommission ,
j welche dieselbe nicht allein abhängig gemacht habe von dem

j Gcsammtwillen der Gemeinde , sondern auch neben derselben
von der Staatsgenchmigung . Ein ängstliches Festhalten an
dem privatrechtlichen Begriff aber hält er in vielen Fällen
für » achtheilig der wahren Natur des Gemeindlebcns und
dem Gesammtintereffe in staatswirthschaftlicher Beziehung ,
weil anerkannt der Nutznießer eines Gutes nicht mit glei¬
chem Interesse die Kultur befördere , wie der Eigenthümer .
Er verweist auf die Geschichte , daß nicht erst in neuerer
Zeit die Vertheilung zngelassen , sondern daß schon im 15ten

Jahrhundert durch Gemeindcbeschlüsse solche Vertheilungen
geschehen seyen , und daß vielleicht die Hälfte aller jetzigen
Privakgüter vor 100 oder 200 Jahren Aümendgut gewesen

j sey . Er betrachtet es daher als eine von jeher üblich ge-
! wesene veränderte Lcnutzungsart , und sieht bei den überall

! den Gemeindebeschlüssen eingeränmren Befugnissen auch hier
kein Bedenken , wenn die Vorsicht , wie sie die Kommission
in der Bestimmung von zwei Drittel Stimmen und der

Staatsgenehmigung vorgeschlagen , angenommen werden
wolle ; hält es aber auf der andern Seite für sehr bedenk -

; lieh, in höherem staatswirthschaftlichem Interesse , wenn mehr
! als diese Vorsicht oder ein gänzliches Verbot ausgesprochen

I werden wollte .

| M e r k beruft sich auf seine über die Natur des Ge -
j meindevermögens früher ausgesprochene Meinung , und stimmt
! der Ansicht v . Rotteck in dieser Beziehung ganz bei . Als

Matrimonium der Gemeinde will er das Gemeindegut in

seinem Ertrage lediglich bestimmt wissen zu den Laste» der

j Gemeinden , wovon der etwaige Ucberschuß als Reservefonds



für etwa künftige außerordentliche Falle zu dienen habe . Er

hält daher eine solche Vertheilung zu Eigenthum so wenig

rechtlich begründet , als er sie überhaupt staatsklug erkenne ,
weil der Fall eines daS Bedürfniß übersieigenden Gemeinde -

Vermögens sehr selten sey. Jene Theile des Gemeindeguts ,

welche nur als Eigenthum einen Ertrag gewahren , glaubt

er etwa durch Tausch oder Verkauf , dessen Betrag dem

Kapitalfonds beigeschlagen werden müsse , der Gemeinde nutz¬

bar machen , oder durch eine längere Ueberlassung zum

Genuß den Einwendungen der verbesserten Kultur begegnen

zu können . Wenn er also eine Berechtigung zur Verthei¬

lung auf Eigenthum nicht rechtlich begründet erkenne , so

könne auch der Vorbehalt der Staatsgenehmigung seine An¬

sicht nicht andern , und am wenigsten könne er dicß in Be¬

ziehung auf das Gemeindegut im engern Sinne des Worts

zugeben .
Staatsr . Nebenius erkennt an , daß die Gemeindeglie -

der ein Privatrecht auf das Gemeindevermögen nicht anzu¬

sprechen berechtigt seyen ; allein die Gemeinde , als juri¬

stische Person , sey als Eigenthümerin durch frühere Beschlüsse

selbst anerkannt , und könne darum jede Verfügung treffen ,

welche den Gesetzen nicht entgegen sey . Für die Ansprüche

der Zukunft sey die Staatsgewalt substituirt , aber auch diese

sollte durch das Gesetz in gewissen Schranken gehalten wer¬

den , und es sey deßwegen hier nicht davon die Rede , was

die Gesetzgebung thun könne , sondern was sie thun solle.

Er glaube , daß das Verbot die Regel bilden , die Ausnahme

aber für solche Falle gestattet seyn sollte , wo bedeutende

Gemeindegründe eine Vertheilung von großem Nutzen für

höhere Interessen machen würde . Um aber den schlimmen

Erfahrungen , welche man in England durch eine zu weit

getriebene Vertheilung der Güter gemacht habe , entgegen

zu wirken , habe die Regierung eine Bestimmung in den Ent¬

wurf ausgenommen , der die Grenze der Vertheilung der

Gemeindegüter bezeichne .
Müller bestreitet ebenfalls die Theilung zu Eigenthum ,

und glaubt , daß der kleine Vortheil verbesserter Kultur mit

dem Nachtheil in keinen Vergleich komme . Er erkennt in

dem , der als junger Bürger in den Besitz eines Allmend -

stückes auf lange Jahre komme , ohne sich für dessen mög¬

lichste Verbesserung zn bemühen , einen heillosen Tauge¬

nichts , der es bei eigenthümlichem Besitze nicht besser ma¬

chen , ja vielleicht bald nicht mehr besitzen werde . Er sieht

m den Gemeindegütern den Nothanker der künftigen Gene¬

rationen in Kriegszeiten , und den Wohlstand in jenen Ge¬

meinden größer , wo sie noch im Besitze schöner Allmen¬

den seyen .

Fecht stimmt für den Antrag des Abg . v . Rotteck , und

glaubt besonders in Beziehung auf das Gewicht, , welches

auf die Zustimmung der Staatsbebörde gelegt werden wollte ,
anführeu zu müssen , daß man vor 30 Jahren in den

Hardtgegenden von Seiten der Regierung ebensowohl als

der Vorgesetzten sehr für Vertheilung _
der Allmenden zu

Eigenthum gewonnen gewesen wäre , er habe aber selbst

durch einen Aufsatz bei der Regierung das Unglück verhü¬
tet , das außerdem für jene Gegend nach seiner Uebcrzeu -

gung entstanden wäre , und sieht darin den Grund des

Vertrauens jenes Bezirks , der ihn zuerst zum Abgeordneten

erwählt habe . Er hält die Einwendung in wenig Fällen

für irgend bedeutend , und glaubt daß durch eine Ueber -

lassnng in einen langjährigen Genuß dasselbe erreicht werde ,

für die einzelne Fälle aber , wo es allerdings nothwendig

seyn könnte , verlangt er vier Fünftel der Stimmen für

den Antrag , und die Entscheidung durch ein Gesetz .

Staatsr . Winter antwortet , daß sich vielleicht aus kei¬

ner Gegend die Entstehung der Allmenden besser Nachwei¬

sen lasse , als an der Hardt , die der Abg . Fecht erwähnt

habe , und daraus gehe hervor , daß durch die Verheerungen
im 30jährigen Kriege die Bevölkerung auf die Hälfte ge¬

schmolzen wäre , die Zurückgebliebenen hätten von dem da¬

durch freigewordencn Felde soviel genommen , als sie in

ihrem traurigen Zustande zu bebauen im Stande gewesen ,
und das übrige sey als Weide liegen geblieben . Als dir

Bevölkerung aber sich vermehrt , sey das eigenthümliche

Feld außer Verhältniß klein mit jenem als Gemeindsgut

benutzten Waidfeld , und darum eine Vertheilung von einem

Theile höchst nothwendig geworden . Es hätten sich einige

Gemeinden dagegen gesetzt , jene aber , welche nachgegeben ,
wären bald von den woblthätigen Folgew überzeugt gewor¬
den , und hätten weitere Vertheilung nachgesucht . — Für

die Vertheilung spreche weiter , daß in manchen Orten durch

die zunehmende Bevölkerung die eigenthümlichen Güter

schon zu sehr vertheilt seyen , während noch große Gemein¬

degüter vorhanden ; daß ferner allerdings iitsbesondere im

Schwarzwalde noch große Strecken einer Kultur fähig wä¬

ren , die man aber auf keine andere Weise erreichen werde ,

als durch Vertheilung zn Eigcnthum , weil es mit großer

Mühe und Kosten verknüpft sey . — Dagegen sey es nicht
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die Meinung der Regierung solche Vertheilungen überall

gut zu heißen , deßwegen habe sie selbst im Gesetze eine

Schranke gesetzt für das , was Allmendgut bleiben müsse ,
und zwar so hoch , daß vielleicht kaum ein Drittel der

Gemeinden mehr besaßen ; sie habe auch da noch nicht ge¬

sagt , daß es überall auf diese Schranken zurückgebracht
werden müsse , sondern nur , daß es unter dieselbe nicht

gebracht werden dürfe . Wenn aber ein absolutes Verbot

ausgesprochen werden wolle , so würde dieß in manchen

Fällen auf die Kultur von dem nachtheiligsten Einfluß

seyn . —

Ter Abg . Wetzel II . spricht sich im allgemeinen gegen
die Vertheilung zu Eigenthum und für die Ansichten v .

Rotteck und Merk aus , und zieht in jenen norhwendi -

gen Fällen den Verkauf der Vertheilung vor , weil dann

das Kapital dem Grundstockvermögen erhalten werde . Er

sieht nach seiner Erfahrung in dem Gemcindevermögcn den

Anker in Kriegszeiten für den Kredit , und die Gefahr für

die Kultur dadurch vermieden , wenn man dem nachläßigen
Bebauer eines Allmendstücks es abnehme , um es in fleißi¬

gere Hände zu legen , der Fall aber werde wenig Vorkom¬

men , weil die Roth jeden zwinge , den gröst möglichen

Nutzen zu erzielen .

Staatsrath Winter antwortet darauf , daß gerade die

wohlhabensten Gemeinden des Großherzogthums außer

Wald kein Gemeindegut besäßen , und daß die leichtsinnig¬

sten Schulden dort gemacht worden wären , wo großes Ge¬

meindegut gewesen , wodurch die Nachkommen stark belastet
wären .

Gerbet spricht sich gleichfalls gegen Vertheilung vom

Gemeinde - und Allmendgut zu Eigenthum aus , und wider¬

spricht das Recht der Gemeinde nach den Bestimmungen
des §. 53 . Er sieht in der Staatsgenehmigung nicht die

nothwendige Garantie , weil mit dem Wechsel der Personen
bei der Regierung auch die Ansichten dem Wechsel unter¬

worfen seyen . Er hält mit einer Vertheilung zum Genüsse

auf lange Jahre die Kultur gesichert .
Martin bekennt seine Tendenz der Erhaltung des Ge -

meindeguts , aber absolut verbieten will er es darum kei¬

neswegs , und beruft sich zum Beweise des entschiedenen

Vortheils im einzelnen Fall auf eine Gemeinde , die einen '

kahlen Berg , den niemand auch bei versichertem langen

Genüsse gewollt , durch Vertheilung zu Eigenthum in die

schönste Rebanlage verwandelt habe .

Rettig v . K . unterstützt den Kommissionsantrag , weil

es ihm vor dem Gedanken graue , alles , was der blinde

Zufall und keine gleiche Vertheilung unter dem Titel

„ Allmend " zusammengeworfen habe , unantastbar zu er¬

klären . —

Welker erklärt sich ebenfalls für den Kommissionsan -

trag , weil er das Recht der Gemeinde über ihr Gut zu

verfüge » anerkenne , und in dem Gegentheil einen Grundsatz

des Feudalismus hergestellt sehe , den wir in anderer Be¬

ziehung bekämpften . Er erkennt den Nutzen einer Vcrthei -

lung , und widerspricht der Behauptung von Staatsr . Ne¬

ben ius , daß das Unglück in England eine Folge der

Zersplitterung der Gründe sey . Er hält es für die Wir¬

kung feudaler Grundsätze , der Kornbill und der Fabricken .

Durch den Antrag des Abg . v . Rotteck statt der Verlhei -

lung zu Eigenthum den Verkauf zuzulassen , glaubt er dessen

Zweck nicht erreicht . Er wünscht die Vertheilung zn Eigcn -

thum aber nicht abhängig von den aufgedrungenen bisheri¬

gen Schntzbürgcrn , und schlägt deßwegen zu größerem

Schutze der Berechtigten den Zusatz vor , daß eine Verthei¬

lung zu Eigenthum nur dann zn gestatten sey , wenn die

Mehrheit der Berechtigten nach dem Verhältnis ihrer Nutzung

und noch außerdem zwei Drittel aller Gemcindebürger zuge¬

stimmt haben .

Staatsr . Neben ius wiederholt , was er in Beziehung

auf England gesagt , und versichert , daß seine Ucberzeugung

nicht auf Zeitungsnachrichten sich gründe , sondern auf treuen

mündlichen Belehrungen und der Kenntniß der Parlaments¬

verhandlungen selbst , das in letzter Zeit von seinem früheren

Systeme der Theilungsbillen abgegangen sey.

Scltzam erklärt sich für die Nichtthcilung zu Eigenthum

als Regel , erkennt aber außerordentliche Fälle an , wo eine

Ausnahme nohwcndig sey , und für diese : Sicherheit dafür ,

daß keiid- Nachthcil künftigen Generationen daraus erwachse .

Er erkennt diese nur , wenn der Gesetzgebung die Entscheidung

überlassen werde , weil er eine Analogie mit den Staatsdomä¬

nen annimmt , und schließt sich darin dem Abgeordneten

Fecht an .
D u t t l i n g e r tritt dem Antrag der Kommission unbedingt

bei , und findet in dem § . 53 aus dem Grunde kein Hinder -

I niß , weil niemand anders als die Gesetzgebung eine moralische

Person , als die Kreatur ihrer Schöpfung , zu vertreten habe .

Es frage sich darum nur , ob politische Gründe vorhanden

seyen , die Thcilung zu Eigenthum den Einzelnen zu gestatten .
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welche in einer gegebenen Zeit diese moralische Person

repräsentiren . Er antworte mit „ ja, " und theile den

Schrecken eines früheren Redners , wenn für immer und

ewig durch eine andere Bestimmung ein Theil des Groß¬

herzogthums nickt urbar gemacht werden sollte . Er ver¬
weist auf Gegenden , wo diese Bestimmung absolut eine
andere Wirkung nicht haben werde , weil nach der eigen¬
nützigen Natur des Menschen , welche der Gesetzgeber nie

übersehen dürfe , liegende Grunde mit großen Aufopferun¬

gen nicht anders urbar gemacht würden , als durch Zukhei -

lung zu Eigenthum . Er verweist zuletzt noch in Beziehung
auf die Bortheile für die Kultur durch eine solche Verthei -

lung auf Baden selbst , auf Wurtembcrg und Vaiern , und

stimmt für §.
'

86 unter der Voraussetzung , daß die weisen

Beschränkungen der folgenden § . nicht verworfen würden .

v . Rottcck wiederlegt in einer größeren Rede die ver¬

schiedenen Einwendungen gegen seine Anstcht . Er äußert

sein Erstaunen , daß man aus dem Grunde , weil das Ge -

meindevcrmögen Eigenthum der Gesammtbeit sey , eine

Bertheilung zulässig finde , weil man doch offenbar es da¬

durch demjenigen
'
nehme , dem es gehöre , indem die jewei¬

ligen Bürger nicht Eigentbümer sondern lediglich Verwalter

desselben scyen . Er bält den Staat verpflichtet , für die

Erhaltung des Gcmeindevermögens zu sorgen , ohne daß
der staatswirthschaftliche Grund der Kultur ihn dieser Ver¬

bindlichkeit enthebe . Es sey das Gemeinderigenthum die

letzte Zuflucht des Armen , und für diesen zu sorgen , sey
ebenfalls Pflicht des Staates . Ten Zweck der bessern
Kultur glaubt er auf andere Weise eben so zu erreichen ,
und zwar , entweder durch Verpachtung auf Lebenslang
oder , wie in Frankreich , auf 99 Jahre , oder endlich durch

Veräußerung , die er groß verschieden sehe von der Ver -

thrilung , weil dabei das Prinzip gerettet und der Erlös

oder der Werth dadurch seiner Bestimmung oder dem

Grundstock nicht entzogen werde . Er findet in der auf
einen halbe » Morgen für jeden Bürger beschränkten Ver -

theilung für die künftige Vermehrung der Bürger nicht ge¬
sorgt , und wiederholt seinen früheren Antrag .

Staatsratb Winter erkennt in dem Allmendvermögen

lediglich ein historisches Recht , und wundert sich , den Abg .
v . Rotteck dasselbe vertheidigcn zu hören , den er sonst
überall als Gegner erblicke . Tic Sorge um die Zukunft ,
wenn es kein Gemeindevermögen mehr gebe , mildere die

Erfahrung , welche uns viele Orte zeige , wo ohne einen

Schuh breit Allmende der größte Wohlstand herrsche .
v . Rotteck widerspricht , daß er dem historischen Rechte

gram sey, wo es mit der Vernunft übereinstimme .
Bekk erwähnt , daß es der erste Fall sey , wo die Re ,

gierung den Gemeinden mehr einräumen wolle , als man von
Seiten der Abgeordneten verlange . Er bestreitet das Prin¬

zip des Abg . v . Rotteck , daß den künftigen Bürgern ein

wirkliches unbestrittenes Eigentbum zustehe , er erkennt e§

lediglich als eine Folge des angenommenen § . 63 , den wir
aber eben so gut wieder modificiren könnten , und bei dem

von dem Abg . v . Rotteck zugegebenen Verkaufe werde
das Prinzip eben so wenig erhalten , weil nach §. 145
mit Skaaksgcnehmigung der Gemeinde das Recht zustcbe-

Grundstocksvermögen selbst zu laufenden Ausgaben zu ver¬
wenden .

Buhl erklärt sich für den Kommissionsantrag , weil er
mit dem Abg . Rettig v . K . kein fürchterlicheres Gesetz
kenne , als das einen Stillstand in die Kultur bringen
würde . Turch den Verkauf aber sehe er eine Begünstigung
des Reichen , weil dieser nur allein kagfcn könne ; cs würde
aber auch in vielen Fällen der Zweck dadurch nicht erreicht ,
oder man müßte zugleich aussprechen , daß auch gekauft
werden müßte , weil sich für Güter , die großen Aufwand

zur Kultur erforderten , oft kein Käufer finden werde .
Mittermaier bekennt nach den traurigen Erfahrun¬

gen in seinem ursprünglichen Vaterlandc , Bayern , wo früher
mit der Bertheilung Mißbrauch getrieben worden sey, früher

Gegner jeder Bertheilung zu Eigenthum gewesen zu seyn .
Er habe aber nach einer vielfachen Prüfung eine andere

Ueberzeugung gewonnen , die den Vortheil in vielen Fällen

außer Zweifel lasse , und für andere Falle liege in den gege¬
benen Beschränkungen eben so wohl Schutz , als in der Intel¬

ligenz der Genieindeu selbst.
v . I tz st e i n widerlegt zuletzt noch einige Einwendungen

gegen den Kommissionsaurrag , und erklärt sich , so wie der

Abg . Winker v . H . für denselben .
Ter Antrag des Abg . v . Rottcck die Worte „ oder zu

Eigentbum zu streichen , wird sofort verworfen und die Fas¬

sung der Kommission angenommen .
T u t t l i n g e r übergibt zuletzt noch eine Petition der Ad -

vocaten zu Mannheim , die Verbesserung der Stellung des

Standes der Sachwalter betreff , mit dem Bernerken , daß die

Vorschläge der achtungswerthen Petenten in der Hauptsache
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mit seinen eignen Ansichten r
'
ibereinstimmten , die er ebendeß -

halb zum Inhalt einer eigenen Motion mache , und die Ver¬

sammlung um Erlaubniß bitte , in einer der kommenden

Sitzungen zu motiviren .
Er kündet ferner an , daß er in der nächsten Sitzung eine

Frage an die Hrn . Kommissäre der Regierung in Beziehung

auf die auswärtigen Brandvcrsicherungögesellschaften richten
werde . Tic Sitzung wird geschlossen.

Tie in dieser Sitzung angenommenen § § . lauten nach den

gefaßten Beschlüssen wie folgt :

Vierter Abschnitt .
Von den Allmendgenuß .

z. 78 . Tie Art der Benutzung der ungethcilten Allmend¬

güter , die Größe der Gcnutztheile , und die Art der periodi¬

sche » Vertheilung der letztern bei getheiltcn Allmendgütern ,
so wie die Größe der Bürgerholzgaben richtet sich nach dem

unbestrittenen Zustande vom 1 . Jan . 1831 .
Er kann nur durch einen Beschluß der Berechtigten , wenn

zwei Trittel der Stimmen sich vereinigen , auf eine andere

Weise festgesetzt werden .
Eine Verminderung der Größe der Hvlzgaben kann in

Folge der veränderten nachhaltigen Ertragsfähigkeit der

Waldungen statt finden .

§. 79 . In dem ebengedachten Falle trifft die Verminderung
sämmtliche Gaben in gleichem Verhältnisse . „ Sinken die Ga¬
ben auf ein halbes Klafter herunter , so können solche nicht
weiter vertheilt werden , und wenn sie noch weiter vermindert
werden sollten , so ist ihre Anzahl so zu beschränken , daß nur
die , welche am längsten im Genüsse find , so weit cs der Er¬

trag des Waldes zuläßt , ei» halbes Klafter erhalten , die spä¬
ter eingekreteuen aber ihre Antheile auf so lange verlieren ,
bis sie in erledigte Genußtheile eintreten können .

§ . 80 . Ter zum Bürgergeuuß Berechtigte ruckt in solchen
ein , wenn er das 25stc Jahr zurückgelcgt und eine eigene
Haushaltung oder Gewerbe auf eigene Rechnung gegrün¬
det hat .

Vor dem 25steu Jahr kann auch der Soldat nickt in den

Bürgergeuuß einrücken , er tritt aber , wenn er durch das
Loos zum Militärdienste berufen wurde und seine Kapitula¬

tionszeit ausdient , mit dem 25sten Jahre in den Rang des

Bürgergenuffes ein .

§ . 81 . Ist das Allmendgut in bestimmte Theile getheilt , und
die Zahl der Berechtigten ist größer , als die der Theile , so

findet das Einrücken erst statt , wenn ein Theil erledigt
wird . —

Das Gleiche tritt bei den Holzgaben ein .
Sind in solchem Falle zur nämlichen Zeit mehrere zum Ein¬

rücken gleich Berechtigte vorhanden , so entscheidet das Loos
über den Vorzug des einen vordem andern ; die , welche in
dem Loose durchfallen , sind bei der nächsten Austheilung der

Allmendgenüsse die zuerst Berechtigten .

§. 82 . Tie Berechtigung zum Allmendgcnuß darf durch

Veräußerung oder Erbschaft auf Andere nicht übertragen
werden , ausser wo das Nutzungsrecht auf dem Besitze gewff -

ser Liegenschaften haftet , und in diesem Falle nur zugleich
mit diesem letztern .

§. 83 . Ter Verkauf von Bürgerholzgaben ist nur erlaubt ,
wenn der Bürger nachgewiesen hat , daß er für seine eigenen
Feuerungsbedürfnisse gedeckt ist'

§. 84 . Auf deu Ertrag von einem halben Morgen All¬
mendackerland und von einem halben Morgen Allmendwiesen ,
oder , wo keine Allmendwiesen vorhanden sind , von einem

Morgen Ackerlande , oder umgekehrt , welche ein Gemeinde¬

bürger im Genuß hat, ' sodann ebenso auf zwei Klafter Bür¬

gerholzgaben , darf kein gerichtlicher Zugriff erkannt werden ,
ausgenommen wegen Forderungen , welche die Gemeinde

an den Allmendberechtigten hat .

Fünfter Abschnitt .
Von der Vertheilung des Allmends - und Gemeinguts .

A . Allgemeine Bestimmungen.
§. 86 . Allmend - und Gemeindegut sind zum Genüsse

oder zu Eigenthum theilbar .

In dem letzteren Falle muß jedoch vorher unter sämmt¬

liche Gemeindebürgcr ein halber Morgen Acker und ein

halber Morgen Wiesen , oder ein Morgen Ackerland , oder

ein Morgen Wiesen zum Allmcndgcnnß vertheilt werden ,
in sofern nicht jeder einen gleich großen Allmendgcnuß be¬

reits besitzt.
Nur das noch Ucbrige kann zu Eigenthum vertheilt

werden .

Ausgenommen von aller Vertheilung sind die Gemeinde -

waldungcn .

Ausgenommen sind ferner die Allmendgüter , von welchen

die Genußrechte in einer bestimmten Morgenzahl unwiderruf¬

lich an bestimmten Hofgütern oder Häusern haften .
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Erste Kammer . Zwanzigste öffentliche Sitzung.
Karlsruhe , den 30 . Mai 1831 .

In Abwesenheit des Durchs . Präsioenten , Sr . Hoheit

des Markgrafen Wilhelm , führt der Durchl . Fürst zu

Fürstenberg , als erster Vicepräsident , das Präsidium .

Nach Vorlesung und Genehmigung mehrerer Protokolle

früherer Sitzungen wird die Diskussion über die Motion

des Geh . Rathes v . Rüdt , auf Erleichterung des Ab¬

kaufs der Tritthellsgebühren , des Sterbfalls und Handlohns

eröffnet .

Frhr . v . Rüdt bemerkt , die Motion des
"
Geh . Rathes

v . Rüdt bezwecke eine wesentliche Erleichterung einer nicht

unbedeutenden Zahl von Staatsbürgern , und zwar gerade
aus derjenigen Klasse , welche der großen Mehrzabl der

Mitglieder der ersten Kammer naher stehen , als manche

andere .

Der Kommissionsbericht führe schon an , daß ein Loskauf

dieser Abgaben durch die Pflichtigen allein , ohne Unter¬

stützung von Seiten des Staates , jetzt nicht möglich sey ;
eine solche Unterstützung erscheine hier aber nicht nur als

höchst billig , sondern auch als gerecht , wenn man er¬

wäge , daß ganz ähnliche Abgaben , z . B . das Besthaupt ,
Erbtheilung nach Proccntcn , oder Sterbfall , selbst Hand¬

lohn in vielen Landcstheilen , ja in einzelnen Orten dersel¬
ben Landestheile aufgehoben , und die Entschädigung aus

der Staatskasse bestritten worden , während diese Abgabe in

andern Orten noch fort entrichtet werden müsse . Der

Grund davon liege in der ungleichen Ausdehnung , welche

die Regierung , in Gemäßheit der Verordnung vom 5 . Aug .
1824 oem Begriffe der Leibeigenschaft in den einzelnen Fäl¬
len gegeben habe . Nachdem er daran erinnert , daß manche
Orte , die noch von diesen Abgaben in dem ehemaligen

Umfange bedrückt seyen , wenig Theil genommen an den

durch Aufhebung so mancher Abgaben an deren Staatsbür¬

gern zu Theil gewordenen Wohlthaten , daß sie beitragen
müßten zu Uebernahme von Bezirksschnlden , während die

reichsritterschaftlichen Gebiete bekanntlich doch ohne Schul¬
den an Baden übcrgegangen seyen , sagt er : „ Die Unter -

thanen haben dessenungeachtet gerne beigctragen zu jenen

Erleichterungen anderer Staatsbürger , in der Hoffnung ,
daß die Reihe der Erleichterung endlich auch an sie komme ."

Er geht hierauf auf die Berechtigten über , erinnert , daß
sie zu allen Entschädigungen ans der Staatskasse zu dieser

wieder ihren Theil beitragen müssen , sonach die ihnen ge¬
bührende volle Entschädigung nicht erhalten ; glaubt
aber im Namen aller Berechtigten erklären zu dürfen , daß

sie mit Freuden ihren Beitrag zur Erleichterung der Pflich¬

tigen leisten werden . Er hält die auf die Staatskasse zu

übernehmende Last übrigens für nicht sehr bedeutend , weil

diese Abgabe jetzt nur noch in wenigen Landcstheilen fort¬

bestehe . Im Interesse der Pflichtigen fügt er dem Anträge
der Kommission den Wunsch bei , daß die Staatskasse we¬

nigstens die Hälfte der Entschädigung übernehmen möge .

Frhr . v . Falkenstein hält es sowohl dem Staatszweck
als auch den Grundsätzen der Billigkeit und Humanität

entsprechend , den vollständigen Abkauf der Dritthcilsgebüh -

ren durch einen angemessenen Beitrag aus Staatsmitteln

zu erleichtern .
Staatsr . Fröhlich ist an und für sich mit dem Anträge

einverstanden , da diese Leistung sehr ungleich , der Kultur

nachtheilig und so drückend sey , daß bei häufiger Eigen -

thumsverändcrung der Werth des ganzen Objekts aufge¬

zehrt werde .

„ Augenscheinlich, " fährt er fort , „ handelt es sich hier

von Leistungen , die der Leibeigenschaft angehören , von sol¬

chen , die die Natur der alten Abgaben haben , und von

solchen , die auf Verträgen , mithin auf privatrechtlichen Ti¬

teln beruhen . Die beiden ersten Arten hätten nach den

darüber erlassenen Gesetzen behandelt werden sollen , oder

müssen es noch ; den Umfang der letztem kennen wir nicht ;
wir wissen nicht , mit wie viel der Staat dem Pflichtigen ,

um ihn durch eine ihm allein obliegende Last nicht zu

Grunde gehen zu lassen , zu Hülfe kommen müsse ."

„ Ich erweitere daher den gestellten Antrag dahin , daß die

hohe Regierung gebeten werden möge , Materialien über

den in Frage stehenden Gegenstand zu sammeln , und nach

Maßgabe derselben die bezüglichen Gesetze einer Revision

unterwerfen zu lassen , damit ermessen werde , ob diese Ge¬

setze nicht auf die Trittheilspflicht (Sterbefall , Handlohn )

anzuwenden seyen , und in wie weit es , um die wohlge¬

meinte Absicht des Antragstellers zu entsprechen , eines

neuen Gesetzes bedürfe ."

Staatsr . v . T ü r k h e i m . Die Drittheilsgebühren habe

man nur als eine privatrechtliche Leistung angesehen , und

durch das Gesetz von 1820 wie die Gülten und Zinsen zu

Beförderung der Landeskultur für ablösbar erklärt . Ta

übrigens bei alten Gefallen Gleichmäßiges oft sehr ver -

k
'
i
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schiedenen Ursprungs sey , und das , was gleichen Ursprungs ,

später verschiedene Benennungen erhalten habe , so sey in

der zweiten Kammer schon ein Antrag gestellt , der mit der

Ansicht des Staatsr . F r ö h l i ch übereinstimme , daß Man¬

ches in dieser Beziehung eine nähere Ausklärung bedürfe .

Tie Sterbfällc und Handlöhne scheinen in den Vollzug des

Gesetzes über Aufhebung der Leibeigenschaftsgefalle darum

nicht aufgenommen , weil man der Anwendung desselben zu

enge Schranken gesetzt. Er bestreitet die bisher herrschende

Ansicht , als sey alles , was aus der Leibeigenschaft herrührt ,

Ausfluß der Gewaltthatigkeit und Unterdrückung , behauptet

dagegen , daß man in Deutschland die Leibeigenschaft größ -

tentheils aus dem Verhältnisse der Colonen ableiten müsse ,

welchen mit Recht mancherlei Lasten aufgelegt werden , die

sich aber so gut auf einzelne Bauerngüter , als auf große

Gemeinden erstreckt habe , und macht auf die Eigenthüm -

lichkeit in Franken aufmerksam , wo häufig in demselben

Orte verschiedene Herrschaften Unterthanen und selbst Leib¬

eigene hatten , wo sich also wahre Leibeigenschaftslasten auf

einzelnen Hofgütern finden , während die Anwendung des

Gesetzes die Ausdehnung solcher Lasten auf den ganzen
Ortsverband als Kriterium für Leibeigenschaftslasten ange¬
nommen habe .

Er glaubt , die irrige Uebertragung der Verhältnisse ei¬

nes Landestheils auf die eines andern habe die Anwendung
des Gesetzes über Aufhebung der

'
Leibeigenschastslasten ge¬

hindert . Wegen der Drittelsgebühren sey es weiterer Un¬

tersuchung vorzubebalten , ob bei ihnen nicht theilweise ein

leibcigenschastlicher Ursprung nachzuweisen sey. Tie nähe¬

ren Kennzeichen scheinen ihm bei diesen auf den Ursprung
aus einer Eigenthumsübergabe hinzuweisen , doch sey er be¬

reit , seine Beistimmung zu geben , wenn nach näherer Un¬

tersuchung für die Trittelspflichtigen nach Rechtsgrundsätzen
etwas Weiteres geschehen könne .

Frhr . v . Zobel bemerkt als Berichterstatter , daß nach

eingezogenen Erkundigungen in einer Gegend dieselbe Ab¬

gabe aufgehoben , in der andern nicht aufgehoben , daß ver¬

schiedene Reklamationen wegen ermangelnder Nachweisung
der gehörigen Eigenschaft abgewiesen worden , und besorgt ,

durch eine Revision der Eigenschaft dieser Abgabe in ein

solches Chaos zu gerathen , daß am Ende gar nichts zu er¬

langen wäre . Er erwartet von einer Ausscheidung keine

Erleichterung und trägt auf Annahme des Kommissions -

Vorschlages an .

Frhr . v . Wessenberg erkennt die Billigkeit der Be

willigung eines Beitrags aus der Staatskasse zur Ablösung
der Drittelspflicht , des Sterbfalls uud Handlohns an , da¬

mit die baldige Ablösung möglich werde , weil er diese La¬

sten größtentheils für Ausflüsse der Leibeigenschaft ansieht .

Indem er indeß aufmerksam macht auf viele und große

Lasten , auf deren Uebernahme auf die Staatskasse bereits

gedrungen werde , weil die Natur der fraglichen Abgabe

zweifelhaft erscheine , und eine Berechnung über die aufzu¬
wendende Summe fehle , schlägt er vor : „ die hohe Regie¬

rung zu bitten , eine Revision der Natur der fraglichen

Abgabe und des Gesammtdetrags derselben mit Rücksicht auf

das Gesetz vom 5 . Okt . 1820 zu erheben , und sodann der

Kammer einen Gesetzentwurf vorzulcgen , wodurch ein Bei¬

trag von zwischen V3 und der Hälfte aus Staatsmitteln

für alle solche Ablösungen bewilligt würde ."

Gehr . v . Rüdt erinnert , daß in dem Gesetz von 1820

der Abkaufsfuß der Trittelsgebühren regulirt , des Sterb¬

falls und Handlohns dort aber nicht erwähnt sey. Da die

Kennzeichen der letzteren mit denen der ersteren übereinstim¬

men , so müsse dieses Gesetz auch für die beiden andern La¬

sten anwendbar seyn , indem sonst kein Ablösungsgesetz für

dieselben vorliege . Er sehe diese Lasten für einen Ausfluß

der Erbpflichtigkeit an , und da diese in der Regel mit den

Leibeigenschaftsabgaben gleich bedeutend seyen , so könne

man entgegnen , daß diese schon aufgehoben wären . Der

Sterbfall , Handlohn und Drittheilgebühren hätten , wie an¬

erkannt , verschiedenen Ursprung , den man großentheils

nicht mehr zuverlässiig erforschen könne : es sprächen viele

Gründe dafür , daß sic ihrer Natur nach entweder aus derErb -

pflichtigkcit oder einem ihr verwandten Verhältnisse herkomme .

Da diese Verhältnisse , wie er zeigt , in ihrer fetzigen Er¬

scheinung zu nahe verwandt seyen , so fürchte er , daß eine

nähere Erörterung ihrer Eigenschaften zu weit führen , und

man an solche Leistungen kommen werde , die aus dem

Erblehenverhältniß hervorgcgangen sind . Er habe deßhalb

nur auf einen Beitrag aus Staatsmitteln angetragen , und

sey dazu durch den in der zweiten Kammer gestellten An¬

trag wegen Aufhebung der gewöhnlichen Frohnden veran¬

laßt , da Sterbfall und Handlohn in der Regel einen glei¬

chen Entstehungsgrund haben mögen . Er glaubt , daß sein

Antrag Berücksichtigung finden werde , und kann den Grün¬

den zu einer abermaligen Untersuchung und Ausscheidung

dieser Last nicht beitreten , weil eine solche wieder neue
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Zweifel herbciführell und die baldige Beseitigung dieser La¬

sten verhindern werde .
Staatsr . Fröhlich zeigt , daß der Antrag des Frhrn .

v . Wessenberg mit dem seinigc » übereinstimme , daß ,
ehe von Uebernahme eines Theils der Ablösungssumme auf
d ie Staatskasse die Rede seyn könne, eine Revision der Ma¬
terie ein Resultat liefern müsse .

„ Durch sie, " fahrt er fort , „ bleiben wir auf dem Bo¬
den des Rechts , wahrend wir , dem Kommissionsantrage
folgend , ein Geschenk bewilligen , dessen Umfang mir nicht
kennen , und zu welchem es an einem Vcrpflichtungsgrunde
mangelt ."

Staatsr . v . Türkheim schlagt vor , sich mit dem An¬

trag auf Revision der bisher bestehenden Gesetze zu be¬

gnügen .

Frhr . v . Göler rritt dem Anträge der Staatsräthe
Fröhlich und v . Türkheim bei , und hält es für nö -

thig , daß eine genaue Revision entweder der Grundsätze ,
auf welchen die frühern Gesetze beruhen , oder der einzelnen
Fälle eintrete . Er zeigt die Unbilligkeit , wenn eine solche
aus der Leibeigenschaft entspringende Last nur zum Theil
aus Staatsmitteln abgelöst werde , indem Andern dieLcib -

eigcnschaftslasten ganz umsonst abgenommen worden , so wie
auf der andern Seite , wenn der Abkauf einer Drittheils -

pflicht , welche mit den Gülten und Zinsen gleiche Natur

habe , zum Theil auf Kosten des Staats gelöst werde ,
während solche Gültpflichtige ihre Lasten ans eigenen Mit¬
teln abgrlöst hätten .

Nachdem sich FrhL . v . Rüdt gegen diese Behauptung
geäußert , und ferner darauf aufmerksam gemacht hat , daß
die Berathung des Kostenpunkts am besten in der andern
Kammer mit dem Budget bcralhen werden könne , be¬

schränkt Frhr . v . Wessen berg seinen Antrag dahin , daß
die Regierung gebeten würde , im Fall , daß sich in Folge
der gepflogenen Revision der Grundsätze in Hinsicht solcher
alter Abgaben finden würde , daß sie als Ausfluß der Leib¬

eigenschaft zu betrachten , mithin nach Analogie anderer

Leibeigenschaftsgcfälle zu behandeln seyen , durch einen Ge¬

setzesentwurf einen angemessenen Beitrag aus der Staats¬

kasse zur Erleichterung der fraglichen Abgaben in Antrag
zu bringen .

Frhr . v . Falken stein nimmt seine erste Zustimmung
zu dem Kommissionsantrag zurück, und stimmt nun im In - !

i teresse der Pflichtigen für den Vorschlag auf eine Re¬

vision , welcher auch der Durch ! . Fürst zu Löwenstein -

Wertheim beitrcten .
Geh . Rath v . Rüdt bemerkt , daß immer zweifelhafte

Abgaben übrig bleiben , wenn auch eine Revision vorgcnom -

men werde , nämlich solche, deren Ursprung wegen ihres Al¬
ters nicht inehr aufgefunden werden könne , und wenn auch
einem Thcile sehr dadurch geholfen würde , so blieben ähn¬
liche Lasten doch bei einem großen Theile fortbestehen .

Geh . Rath v . Theobald . Wegen der Uebernahme ei¬

nes Anthcils solcher Privatinteressen auf die Staatskasse ,
wodurch die Pflichtigen und Berecktigten gewinnen , sey es

um so nothwendiger , hier eine strenge Ausscheidung zu
machen .

Nachdem der Frhr . v . B e r k h e i m erinnert hat , daß die

Regierung ohnehin diesen Gegenstand einer Revision unter -

wersen müsse , ehe sie ein Gesetz vorlegen können , trägt
Frhr . v . Zobel darauf an , wenn eine Abänderung von
dem Kommissionsvorschlag gemacht werden müsse , daß man
der Addresse die Bitte um Revision noch hinzufügen möge ,
was ihm jedoch überflüssig scheine.

Staatsr . v . Türk he im bemerkt , daß erst nach wieder¬

holter Revision , wenn noch Zweifel über die Art dieser
Lasten übrig blieben , aus Billigkeitsgründen und im Durch¬

schnitt etwas Weiteres vielleicht gethan werden könne , jetzt

sey die Sache dazu noch
'

nicht reif .
Der in der Zwischenzeit cingetretene durch ! . Präsident ,

Markgraf Wilhelm , erklärt sich, weil man den Umfang
des Gegenstandes nicht genau kenne , für den Antrag des

Staatsr . Fröhlich .

Hier nimmt der Reg . Kom . , Staatsr . Winker , das

Wort , und erklärt , daß man im Jahre 1825 nur die per¬
sönlichen Lcibeigenschaftsgefälle und solche alte Abgaben

haben aufheben wollen , welche den Charakter allgemeiner
Steuern tragen , daß man aber die auf einem bestimmten
Gute haftenden alten Abgaben nur der Ablösung unter¬

werfen wolle . Er glaubt , daß es genug wäre den Antrag
im Allgemeinen nur dahin zu stellen , die Regierung möchte
über die früheren Gesetze eine Vorlage machen , und darin

erklären , daß die Staatskasse zur Aufhebung dieser Abgabe
einen Beitrag geben wolle . Er sieht indessen eine Schwierig¬
keit darin , wcil ^nicht befohlen würde , daß diese Ablösung

geschehe» müsse .
'

(Forts , folgt .)

Redactrur: A . L. Grimm , erster Lee >elar der zweiten Kammer . Verleger : «luchyändler Sh . Th . Gror »
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